
 

 

 
 
 
 
 
 

 
Stellungnahme zum Gesetzesentwurf der Bundesregierung 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Rechts der Wohn- und  
Geschäftsraummiete   

Bonn, 16.06.2026 
 

Der Verbraucherschutzverband Wohnen im Eigentum e.V. (WiE) nimmt zum vorbezeichne-

ten Gesetzesentwurf Stellung. Die Stellungnahme setzt den Fokus auf die im Vergleich zum 

Referentenentwurf vom 08.02.2026 erfolgen Anpassungen und verweist im Übrigen auf die 

im Rahmen der Verbändeanhörung zum Referentenentwurf verfasste Stellungnahme vom 

26.03.2026. Die dort enthaltene Kritik bleibt vollständig aufrecht erhalten, soweit nicht nach-

folgend zu den Änderungen im Gesetzesentwurf ergänzend Stellung genommen wird. 

 

WiE bewertet den Gesetzentwurf aus Sicht vermietender privater Wohnungseigentümer:in-

nen insgesamt weiterhin kritisch. Die Anpassungen im Vergleich mit dem Referentenentwurf 

ändern nichts an den in seiner Gesamtwirkung fortbestehenden Einschränkungen und Belas-

tungen für private Kleinvermieter:innen. 
 

Die Kompromissversuche betreffend die Legaldefinition der vorübergehenden Nutzung, der 

Mieterhöhung bei der Indexmiete sowie zur Berechnung des Möblierungszuschlags lassen 

die Kernpunkte der Kritik am Referentenentwurf nicht entfallen. Die Belastungen der priva-

ten Kleinvermieter:innen werden dadurch nicht merklich reduziert. Die Anwendung des Ge-

setzes wird eher noch verkompliziert. 

 

Nachfolgend werden die einzelnen Änderungsabsichten des Regierungsentwurfs gegenüber 
dem Referentenentwurf einzeln bewertet: 
 
Art. 1 Nr. 2 – Änderung § 549 Abs. 2 Nr. 1 BGB 
An der Legaldefinition des „vorübergehenden Gebrauchs“ auf 6 Monate soll sich nichts än-
dern. Warum WiE diese Definition kritisch sieht, wurde bereits in der Stellungnahme zum Re-
ferentenentwurf umfangreich dargestellt. 
 
Die nunmehr angedachte Regelung, dass die Parteien den Mietvertrag um 2 Monate verlän-
gern können, ist keine praxisorientierte Lösung und unnötig bürokratisch. Es wird nach wie 
vor übersehen, dass auch schon zu Beginn des Mietverhältnisses ein Bedarf für einen mehr 
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als 6 Monate dauernden Mietvertrag bestehen kann und Mietende nach wie vor einen Le-
bensmittelpunkt an einem anderen Ort haben. Die Möglichkeit zu Verlängerung soll nämlich 
nur dann greifen, wenn sich der Bedarf nach Mietbeginn herausstellt. Eine von vornherein 
an einem längeren Bedarf ausgerichtete Vereinbarung scheidet mithin aus. 
 
Das Mietverhältnis kann auf bis zu 8 Monate verlängert werden, muss es aber nicht. Die Ver-
längerung setzt Verhandlungen voraus. Es besteht kein Anspruch auf eine Vertragsverlänge-
rung.  
 
Die Regelung kann zu Fehlanreizen dergestalt führen, dass Vermietende generell nur auf 6 
Monate befristete Mietverträge schließen, eine Verlängerung verweigern und stattdessen 
vorzugsweise mit neuen Mietenden einen neuen Mietvertrag schließen. Das hilft im Ergebnis 
auch den Mietenden nicht weiter, die von vornherein gerne einen längeren Vertrag abge-
schlossen hätten oder deren Bedarf für eine Verlängerung unerwartet die maximal nach 
dem Gesetz vorgegebene Länge überschreitet.   
 
 
Art. 1 Nr. 5 – Einfügung § 556d Abs. 1a BGB 
 
Die Einfügung von § 556d Abs. 1a RegE-BGB wird von WiE auch in der gegenüber dem Refe-
rentenentwurf geänderten Formulierung abgelehnt.  
 
Die Regelung des Gesetzesentwurfs ist nun komplexer gegenüber dem Referentenentwurf: 
 
Gemäß Satz 2 ist die Berechnungsgrundlage der Zeitwert der Möbel zum Zeitpunkt des Ver-
tragsschlusses. Die Angemessenheit des Möblierungszuschlags wird bei 1% des Zeitwerts pro 
Monat (= 12% pro Jahr) gesetzlich fingiert.  
 
Gemäß Satz 3 wird eine gesetzliche Vermutung begründet, dass die Höhe des Möblierungs-
zuschlags angemessen ist, wenn sie 10% der für unmöblierten Wohnraum geschuldeten 
Miete nicht überschreitet. Das ist zwar insoweit eine Verbesserung, als der Referentenent-
wurf nur 5% vorsah. 
 
Die Vermietenden sollen demnach ein Wahlrecht erhalten, ob sie gemäß Satz 2 auf der Basis 
„1% des Zeitwerts pro Monat“ oder gemäß Satz 3 eine Pauschale von „bis zu 10% der Ver-
gleichsmiete für unmöblierten Wohnraum“ ansetzen. Vermietende können also entweder 
die Zeitwerte schätzen oder ohne Schätzungen und Berechnungen die Pauschale nutzen. 
 
Allerdings unterscheiden sich die gesetzlichen Fiktionen im Wortlaut. Die Gesetzesbegrün-
dung ist nicht hilfreich bei der Frage, ob diese Unterscheidung gesetzgeberisch gewollt ist: In 
Satz 3 wird eine Regelvermutung aufgestellt („wird vermutet“), die seitens der Mietenden 
widerlegt werden muss. Dasselbe dürfte umgekehrt in den Fällen gelten, wo der Möblie-
rungszuschlag über 10% liegt. Demgegenüber soll Satz 2 nach seinem Wortlaut offenbar 
keine Regelvermutung enthalten, sondern eine feste Grenze ziehen: Ein Zuschlag von 1% pro 
Monat ist angemessen – Umkehrschluss: ein darüberliegender Zuschlag wäre stets unange-
messen. 
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Die nach dem Entwurf angemessene Höhe von 1% pro Monat entspricht nicht der allgemei-
nen Auffassung in der Rechtsprechung – insoweit wird auf die Darstellung in unserer Stel-
lungnahme vom 26.03.2026 verwiesen. 
 
Die Gesetzesbegründung weist ausdrücklich (und zutreffend) darauf hin, dass Vermietende 
zur Erhaltung der Möbel verpflichtet sind. Deshalb dürfte eine Amortisation nicht „schon“ 
nach 8,3 Jahren eintreten, sondern erst später. Hinzukommen ggf. Kosten über Aufbau/Ent-
sorgung von Möbeln.  
 
Das Rechenbeispiel (S. 23) im Gesetzesentwurf zeigt darüber hinaus den Wertungsfehler ek-
latant auf. Das Beispiel soll die Regelvermutung und die sich daraus ergebende Rendite der 
Vermietenden darstellen und geht von folgenden Prämissen aus: 
 

◼ Nettokaltmiete: 1.000 € 
◼ Möblierungszuschlag 100 € (10%) 
◼ Nutzungsdauer der Möbel: 10 Jahre 
◼ Anschaffungskosten der Möbel: 8.000 € 
◼ Ziel laut Begründung: 5% Rendite pro Jahr 

 
Eine Rendite von 5% bezogen auf das eingesetzte Kapital (8.000 €) entspricht 400 €/Jahr. 
Rechnerisch zutreffend ist dann, dass der Möblierungszuschlag in Höhe von 100 € einer mo-
natlichen Rendite der Anschaffungskosten in Höhe von 1,25% entspricht: 

100 € / 8.000 € = 0,0125 = 1,25%. 
 
Es muss bereits bezweifelt werden, dass hierin eine attraktive Geldanlage gesehen wird an-
gesichts der höheren Verzinsung von Sparkonten und zum Teil auch Tagesgeldkonten. 
 
Viel bedeutsamer ist aber, dass die Gesetzesbegründung kein Beispiel für die Berechnung 
auf der Basis eines Zeitwerts von 1% pro Monat enthält. Dieses sähe nämlich wie folgt aus: 
 

◼ Nutzungsdauer der Möbel: 10 Jahre 
◼ Zeitwert bei Vertragsschluss: 8.000 € 

 
1% des Zeitwerts = 80 € = angemessener Möblierungszuschlag/Monat 
entspricht 960 €/Jahr und 9.600 €/10 Jahre 

 
Abzüglich des eingesetzten Kapitals (8.000 €) ergibt sich also ein Ertrag in Höhe von 1.600 € in 
10 Jahren, bzw. 160 €/Jahr was nur einer Rendite von 2% pro Jahr entspricht: 

160 € / 8.000 € = 0,02 = 2%. 
 
Die Berechnung der Zeitwerte durch die Vermietenden und Anwendung des § 556d Abs. 1a 
Satz 2 RegE ist aufgrund der Begrenzung auf 1% des Zeitwerts folglich für die Vermietenden 
immer nachteiliger als die Pauschale gem. § 556d Abs. 1a Satz 3 RegE. Es gibt also entgegen 
der Suggestion der Gesetzesbegründung keine Wahlmöglichkeit für die Vermietenden – 
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sofern man nicht zynisch von einer Wahl zwischen einer schlechten oder einer sehr schlechten 
Berechnungsmethode sprechen will. 
 
 

 
WiE fordert, § 556d Abs. 1a RegE-BGB ersatzlos zu streichen. Zusammenfassend liegt we-
der eine Vereinfachung für Vermietende vor noch löst die Regelung bestehende Rechts-
unsicherheiten der Mietparteien zufriedenstellend.  
 

 
 
Art. 1 Nr. 7 – Einfügung § 556g Abs. 1b BGB 
Gegenüber dem Referentenentwurf ist die Regelung nur eine scheinbare „Entschärfung“. 
Wird der Möblierungszuschlag nicht vor Vertragsschluss mitgeteilt, sollen Vermietende ihn 
erst 2 Jahre nach Mitteilung erheben dürfen. Es handelt sich hierbei offensichtlich um eine 
reine Strafmaßnahme gegenüber Vermietenden.  
 
Es mag sein, dass manche Vermietende in böswilliger Absicht die Höhe des Vermietungszu-
schlags verschleiern wollen. Die Regelung stellt aber Vermietende unter den Generalver-
dacht der Böswilligkeit, obschon auch die Gesetzesbegründung erkennt, dass Vermietende 
den Ausweis auch schlicht und einfach „aufgrund eines Versehens unterlassen oder nicht 
formgemäß durchgeführt haben“ könnten1. Auch in solchen Fällen soll die Sanktion eines 
Zeitraums von 2 Jahren, die Vermietenden nicht „unverhältnismäßig belasten“2. Diese Argu-
mentation ist weder nachvollziehbar noch verhältnismäßig. Es gibt keinen sachlichen Grund 
für die – den Grad eines Verschuldens nicht berücksichtigende Sanktion.  
 
Eine verspätete Auskunft führt ohnehin dazu, dass der Möblierungszuschlag bis zum Zeit-
punkt der Auskunftserteilung nicht verlangt werden kann. Mietenden haben in solchen Fäl-
len einen Rückforderungsanspruch aus ungerechtfertigter Bereicherung gegenüber den Ver-
mietenden. Der Anspruch wird auch im Wege der Aufrechnung gegenüber den laufenden 
Mietzahlungen geltend gemacht werden können. Wieso Mieter aber auch für die nachfol-
genden 2 Jahre schutzwürdig, bzw. die Vermietenden sanktionswürdig sein sollten, er-
schließt sich nicht. 
 
Im Übrigen dürfte möblierter Wohnraum insbesondere dann vermietet werden, wenn es 
sich zugleich um einen Mietvertrag von nur vorübergehender Dauer handelt. Ein Fehler aus 
Unachtsamkeit hätte hier zur Folge, dass der Möblierungszuschlag gar nicht mehr erhoben 
werden könnte, weil das Mietverhältnis schon beendet sein wird, bevor die „Straffrist“ en-
det. 
 
Art. 1 Nr. 9 – Änderung § 557b  
Anstelle der geplanten Regelung im Referentenentwurf, wonach eine über 3,5% hinausge-
hende Erhöhung des Preisindex nicht berücksichtigt wird, soll nun eine über 3,0% hinausge-
hende Erhöhung des Preisindex nur zur Hälfte berücksichtigt werden. 

 
1 Gesetzesbegründung S. 24. 
2 Gesetzesbegründung S. 24. 
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Das ist offensichtlich eine rechnerische Kompromisslösung. Sie ändert nichts am Eingriff in 
das Äquivalenzprinzip, wonach die Vertragsparteien die Miethöhe in dem Verhältnis ändern 
wollten, in dem sich die Lebenshaltungskosten ändern. Dieser Eingriff ist grundsätzlich abzu-
lehnen. Wie bereits in der Stellungnahme vom 26.03.2026 dargestellt, kann die Einführung 
einer Kappungsgrenze nicht durch die in der Gesetzesbegründung zitierte Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts3 gerechtfertigt werden. 
 
Entscheidend ist aus verfassungsrechtlicher Sicht, ob die Miethöhenregulierung auf Dauer zu 
Verlusten für Vermietende oder zu einer Substanzgefährdung der Mietsache führt. Entschei-
dend kann nicht sein, ob die Verluste bzw. die Gefährdung rechnerisch halbiert wird. 
 
 

 

Die Regelung ist deshalb ersatzlos aus dem Gesetzesentwurf zu streichen. 
 

 
 

 
 
  

 
3 BVerfG 1 BvL 1/18, 1 BvR 1595/18, 1 BvL 4/18. 
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